Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 139 


Antrag 

der Fraktion der FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Förderung der Vorratslagerhaltung an Lebensmitteln und 
Rohstoffen (Vorratslagergesetz) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


(1) Zur Förderung der Vorratslagerhaltung an 

Lebensmitteln und Rohstoffen, deren Einfuhr für | 
die laufende Versorgung und Produktion notwendig 
ist, im Geltungsbereich dieses Gesetzes kann die 
Deutsche Bundesbank Devisenkredite gewähren. Sie 
kann den Abschluß der Kreditverträge und ihre 
Abwicklung anderen inländischen Bankinstituten j 
übertragen. ; 

(2) Die Bundesrepublik übernimmt für diese Kre- j 

dite die selbstschuldnerische Bürgschaft bis zur j 
Höhe des Gegenwertes von insgesamt 5 Milliarden ' 
Deutsche Mark. j 

(3) Der Kredit kann bis 90 vom Hundert des ' 
Wertes des Vorratslagers betragen und ist bank- 
mäßig zu sichern, insbesondere durch Sicherungs- 
übereignung der Lagervorräte oder durch Order- 
lagerschein. 

(4) Die Kredite sind der Deutschen Bundesbank 
in gleicher Hohe zu verzinsen, wie die Devisengut- 
haben der Deutschen Bundesbank bei ausländischen 
Bankinstituten im Durchschnitt verzinst werden. 
Wird der Abschluß des Kreditvertrages und die Ab- j 
Wicklung des Kredites anderen inländischen Bank- j 
instituten übertragen, so darf ein Zuschlag bis zu j 
V 2 vom Hundert der Kreditsumme erhoben werden, j 

(5) Kredite gemäß Absatz 1 erhalten auf Antrag ; 
Unternehmen, die aus ihrer Tätigkeit als Einführer, 
Großhändler oder Fabrikanten die Gewähr dafür j 
bieten, daß sie mit der Behandlung der Ware ver- 
traut sind. 


§ 2 

(1) Zur Durchführung der Vorratslagerhaltung 
fordert der Bundesminister für Wirtschaft diejeni- 
gen Unternehmen auf, die sich daran beteiligen 
wollen und die die Voraussetzungen des § 1 Abs. 5 
erfüllen, sich zu einem Selbstverwaltungsorgan zu- 
sammenzuschließen. Bei diesem Selbstverwaltungs- 
organ wird eine Ausgleichskasse errichtet. 

(2) Der Bundesminister für Wirtschaft bestimmt 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten den Zeitpunkt 
der Errichtung, den Sitz, die Gesellschaftsform und 
den Aufgabenbereich des Selbstverwaltungsorgans 
und der Ausgleichskasse, soweit sich dieser nicht 
aus dem Gesetz ergibt. Er übt die Aufsicht über das 
Selbstverwaltungsorgan aus und bestimmt die Art 
der Rechnungslegung durch die Ausgleichskasse. 

(3) Die Verwaltungskosten des Selbstverwal- 
tungsorgans und der Ausgleichskasse sind aus Bei- 
trägen der Mitglieder zu bestreiten, die im Verhält- 
nis zur Beteiligung an der Vorratslagerhaltung er- 
hoben werden. 

§ 3 

Unternehmen, die sich an der Vorratslagerhal- 
tung beteiligen wollen und denen ein Kredit im 
Sinne des § 1 dieses Gesetzes zugesichert ist, schlie- 
ßen mit dem Selbstverwaltungsorgan einen Lager- 
vertrag ab, der Bestimmungen enthält über 

a) Art, Menge und Güte der einzulagernden 
W aren, 

b) Dauer der Lagerhaltung, Fristen zum Aufbau 
des Vorratslagers und Kündigung, 
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c) Werterhaltung der eingelagerten Vorräte, 

d) die vorzeitige Kündigung des Vertrages aus 
wichtigem Grunde. 

§ 4 

(1) Der Lagerhalter darf die Lagervorräte nur bis 
zur Höchstgrenze von 80 vom Hundert jeder der im 
Lagervertrag nach Art und Güte bezeichneten 
Waren und mit der Einschränkung veräußern und 
vom Lager abverfügen, daß eine gleichgroße Menge 
gleicher Art und Güte sich bereits zur Verfügung 
des Lagerhalters im Geltungsbereich dieses Geset- 
zes befindet. 

(2) Der Lagerhalter darf bis zu 20 vom Hundert 
jeder der im Lagervertrag nach Art und Güte be- j 
zeichneten Waren mit der Einschränkung veräußern | 
und vom Lager abverfügen, daß eine gleichgroße j 
Menge gleicher Art und Güte durch Einfuhrver- j 
träge gesichert ist und auf Grund der Transport- 
papiere spätestens innerhalb von zwei Monaten im I 
Lager eintrifft. Die Bestimmungen des Kreditver- J 
träges bleiben unberührt. 

(3) Eine über die Bestimmungen der Absätze 1 
und 2 hinausgehende Veräußerung der Lagervor- , 
rate oder die Auflösung des Lagers vor Beendigung j 
des Lagervertrages ist nur mit ausdrücklicher Ge- I 
nehmigung des Selbstverwaltungsorgans zulässig. 

§ 5 

(1) Die Zinsen für den in Anspruch genommenen 

Kredit, die notwendigen Aufwendungen für Fremd- 
läger und zur Werterhaltung der Vorräte sowie 
die Versicherungsprämien und eine angemessene 
Entschädigung für die Benutzung von Eigenlägern I 
werden auf Antrag von der Ausgleichskasse er- 
stattet. | 

(2) Beträgt eine aus Preisschwankungen horrüh- | 
rende Wertminderung der Lagervorräte bei der j 
Auflösung mehr als 5 vom Hundert, so gewährt die 
Ausgleichskasse auf Antrag einen Ausgleichsbetrag 
bis zur Höhe der 5 vom Hundert übersteigenden \ 
Wertminderung. 


Bonn, den 16. 


§ 6 

Zur Deckung der Kostenerstattungen und der 
Ausgleichsbeträge nach § 5 kann der Bund auf alle 
Einfuhren in den Geltungsbereich dieses Gesetzes 
eine Importabgabe erheben. Die Bundesregierung 
wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung die Höhe 
der Importabgabe festzusetzen, die 1 vom Hundert 
nicht übersteigen darf. 


§ 7 

(1) In § 8 Abs. 6 des Getreidegesetzes in der Fas- 
sung vom 24. November 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 901) werden die Worte „Auslands- und" ge- 
strichen. 

(2) In § 16 Abs. 6 des Milch- und Fettgesetzes in 
der Fassung vom 10. Dezember 1952 (Bundes- 
gesetzbl. S. 811) werden hinter den Worten „(roh, 
raffiniert sowie raffiniert und gehärtet)" die Worte 
„aus inländischer Erzeugung" eingefügt. 

(3) In § 17 Abs. 5 Satz 1 des Vieh- und Fleisch- 
gesetzes vom 25. April 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 272) werden hinter den Worten „Fleisch- und 
Fleischerzeugnissen" die Worte „aus inländischer 
Erzeugung" eingefügt. 


§ 8 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe der §§ 12 und 13 
Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land 
Berlin. 


§ 9 

Das Gesetz gilt nicht im Saarland. 

§ 10 

Das Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 

Januar 1958 


Margulies 

Dr. Mende und Fraktion 
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